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In einer komplexen, miteinander verwobenen und umkämpften Welt ist die Europäische Union nach wie vor dem Multilateralismus 
und der auf Regeln basierenden globalen Ordnung mit den Vereinten Nationen als Mittelpunkt verpflichtet‚ indem sie Frieden 
und Sicherheit fördert und stabile Partnerschaften unter Wahrung der universellen Rechte und Freiheiten aufbaut. Dieses Engagement 
macht die EU zu einem zuverlässigen und berechenbaren Partner für Länder und Organisationen in der ganzen Welt, ganz gleich, 
ob es um das Pariser Klimaschutzübereinkommen, die Ziele für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen, den Internationalen 
Strafgerichtshof, den Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen oder den Gemeinsamen Umfassenden Aktionsplan geht.

Die Europäische Union ist der größte Investor, wenn es um den Aufbau starker internationaler Beziehungen geht‚ der mit 
wichtigen Akteuren weltweit strategische Wirtschaftspartnerschaftsabkommen schließt.

Die EU ist eine wichtige Handelsmacht und für fast jedes Land der Welt der größte Handelspartner. Während der Amtszeit dieser 
Kommission hat die EU Handelsabkommen mit 12 Ländern geschlossen, darunter Japan, Kanada und mehrere afrikanische Länder. Die 
EU ist auch der Hauptanbieter und zugleich das wichtigste Ziel für ausländische Direktinvestitionen in der Welt.

Die EU hat die Investitionsoffensive für Drittländer ins Leben gerufen, um Länder in Afrika und in der EU-Nachbarschaft zu unterstützen 
und bis 2020 Investitionen in Höhe von bis zu 44 Mrd. EUR zu mobilisieren.

„Die Welt hat große Erwartungen an Europa. Ich möchte, dass Europa in der Arena der Weltpolitik kein 
Zaungast ist. Europa muss die Welt von morgen aktiv und konstruktiv mitgestalten, mitformen und 
miterschaffen.“

Jean-Claude Juncker, Präsident der Europäischen Kommission, Rede zur Lage der Union, 12. September 2018.

Die EU als stärkerer globaler Akteur
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EXPORT VON STABILITÄT UND FÖRDERUNG DES WOHLSTANDS 
IN DEN WESTLICHEN BALKANSTAATEN

Die Europäische Union hat ihr Streben nach Stabilität in ihrer Nachbarschaft fortgesetzt. Mit ihrer beständigen und glaubwürdigen 
Erweiterungspolitik exportiert die EU Stabilität und fördert sie den politischen, wirtschaftlichen und sozialen Wandel in den westlichen 
Balkanstaaten. Die Beziehungen zwischen der EU und den westlichen Balkanstaaten wurden in den vergangenen Jahren erheblich 
ausgebaut, auch im Zuge historischer Entwicklungen, die Versöhnung, gute nachbarschaftliche Beziehungen und regionale Zusammenarbeit 
signalisieren. Dazu gehört auch das von Athen und Skopje im Juni 2018 geschlossene Prespa-Abkommen über die Beilegung der 
Differenzen zwischen beiden Ländern und die Festlegung des Namens, womit einer der ältesten Konflikte in der Region gelöst wurde.

Darüber hinaus stellte die Kommission 2018 eine neue Strategie für eine glaubwürdige Erweiterungsperspektive für und ein 
verstärktes Engagement der EU gegenüber dem westlichen Balkan vor. Die Strategie enthält die Prioritäten und Bereiche der 
gemeinsamen verstärkten Zusammenarbeit, mit denen die besonderen 
Herausforderungen für die westlichen Balkanstaaten angegangen werden, 
insbesondere die Notwendigkeit grundlegender Reformen und guter 
nachbarschaftlicher Beziehungen. Beim Vorankommen auf dem Weg in die 
EU handelt es sich um einen objektiven und leistungsorientierten Prozess, der 
von konkreten Ergebnissen der einzelnen Länder abhängt.

Die Strategie umfasst auch spezifische Maßnahmen, die die EU in den 
kommenden Jahren ergreifen wird, um die Bemühungen der westlichen 
Balkanstaaten um Wandel in Bereichen von beiderseitigem Interesse zu 
unterstützen. Die Kommission setzt derzeit diese Leitinitiativen um – sie 
schließen beispielsweise Investitionen in Höhe von 700 Mio. EUR ein, die 
2,4 Mrd. EUR für Straßen- und Schienenverbindungen sowie Stromnetze und 
die Abschaffung der Roaminggebühren in den westlichen Balkanstaaten nach 
sich ziehen werden.
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Foto mit der Hohen Vertreterin/Vizepräsidentin, Kommissar Hahn, dem griechischen 
Ministerpräsidenten Tsipras und dem Premierminister von Nordmazedonien Zaev.

ZUSAMMENARBEIT MIT UNSEREN NACHBARN – IM OSTEN

Im Rahmen der Östlichen Partnerschaft hat die Europäische Union dazu beigetragen, 10 000 Arbeitsplätze zu schaffen, 
20 000 Menschen auszubilden und mehr als 100 000 Unternehmen Kredite zu gewähren. Wir haben den Zugang zu kostenlosen 
Rechtsdienstleistungen verbessert, in Verkehrsverbindungen investiert, die Gleichstellung der Geschlechter gefördert und Tausenden von 
Studierenden Mobilität zwischen Europa und der Region der Östlichen Partnerschaft ermöglicht. Darüber hinaus haben wir 20 konkrete 
Ziele für 2020 vereinbart, die das tägliche Leben der Bürger verbessern und sich auf vier prioritäre Bereiche erstrecken werden: Stärkung 
der Wirtschaft, Stärkung der Regierungsführung, Stärkung der Vernetzung und Stärkung der Gesellschaft.

Anstieg des Handels zwischen der 
Ukraine und der EU um 50 % im Jahr 
2018 im Vergleich zu 2015, ein Jahr vor 
der Umsetzung des Abkommens

27 % des georgischen 
Gesamthandels entfielen 2018 auf die 
EU als wichtigste Handelspartnerin

Anstieg der EU-Einfuhren aus der 
Republik Moldau zwischen 2014 und 
2018 um 62 %

Kürzlich hat die EU ein neues Abkommen mit einem anderen östlichen Partner Armenien geschlossen, die Verhandlungen über ein neues 
Abkommen mit Aserbaidschan kommen gut voran und die Verhandlungen über Partnerschaftsprioritäten mit Belarus stehen kurz vor 
dem Abschluss.

Die Europäische Union hat ihre Einigkeit und grundsätzliche Haltung in ihren Beziehungen zu Russland gewahrt. Wirtschaftliche Sanktionen 
sowie Reiseverbote und das Einfrieren von Vermögenswerten von Einzelpersonen und Unternehmen sind jetzt seit fast fünf Jahren in 
Kraft, und zwar infolge der rechtswidrigen Annexion der Krim durch Russland, der Tatsache, dass Russland die Vereinbarungen von 
Minsk nicht umgesetzt hat, und seiner Maßnahmen zur Untergrabung der territorialen Unversehrtheit, Unabhängigkeit und Souveränität 
der Ukraine.

Die Länder der Östlichen Nachbarschaft profitieren von der Investitionsoffensive für Drittländer, die auf den Erfahrungen der Europäischen 
Kommission bei der Umsetzung regionaler Investitionsfazilitäten aufbaut. Seit 2008 hat die Nachbarschaftsinvestitionsfazilität 
Zuschüsse in Höhe von 2 Mrd. EUR für die Mobilisierung von mehr als 16 Mrd. EUR von internationalen Partner-Finanzinstitutionen in 
Anspruch genommen. Von der EU bereits unterstützten Projekte werden mithilfe der Investitionsoffensive für Drittländer verstärkt und 
neue Projekte sollen finanziert werden.



ZUSAMMENARBEIT MIT UNSEREN NACHBARN – IM SÜDEN

In der südlichen Nachbarschaft der EU wurden Partnerschaftsprioritäten mit dem Libanon‚ Jordanien‚ Algerien und Ägypten vereinbart, 
einschließlich Förderung der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der Achtung der Menschenrechte, der wirtschaftlichen Entwicklung und 
des sozialen Zusammenhalts.

Im September 2016 hat die EU ihre Unterstützung für Tunesien verstärkt, die Jugendpartnerschaft EU-Tunesien ins Leben gerufen, 
und Tunesien wurde das erste arabische Land, das vollständig am EU-Programm für Forschung und Innovation „Horizont 2020“ und am 
Programm „Kreatives Europa“ teilnimmt.

In Syrien, acht Jahre nach dem Ausbruch des Konflikts, ist die Lage nach wie vor kritisch, da Millionen von Syrern, die vertrieben wurden, 
Schutz und humanitäre Hilfe benötigen. Der EU kommt eine führende Rolle bei der Unterstützung syrischer Flüchtlinge, Asylsuchender 
sowie der Aufnahmegemeinschaften innerhalb und außerhalb Europas zu – seit 2011 wurden fast 17 Mrd. EUR für humanitäre 
Hilfe und Entwicklungshilfe bereitgestellt. Im März 2019 veranstaltete die EU in Brüssel zum dritten Mal in Folge die Konferenz 
zur Unterstützung der Zukunft Syriens und der Region. Die Konferenz erneuerte die Unterstützung der internationalen Gemeinschaft 
für eine dauerhafte politische Lösung zur Beendigung der Syrienkrise und befasste sich mit den wichtigsten humanitären Fragen, die 
sowohl Syrer innerhalb des Landes als auch Flüchtlinge und die Aufnahmegemeinschaften, insbesondere in Jordanien, Libanon und der 
Türkei, betrafen. Für die Jahre 2019 und 2020 wurden 8,3 Mrd. EUR zugesagt, wobei der EU-Beitrag etwa zwei Drittel des Gesamtbetrags 
ausmacht.

IN SYRIEN: IN LIBANON

Rund 7 Millionen Menschen erhielten Gesundheitsleistungen, 
unter anderem Mutter- und Kindbetreuung. 

Mehr als 170 000 Flüchtlinge haben Schutzdienste in Anspruch 
genommen. 

Rund 5 Millionen Syrer erhielten zur Deckung ihres täglichen 
Bedarfs Nahrungsmittelhilfe. 

Mehr als 375 000 Libanesen und Syrer nahmen 
Gesundheitsleistungen in Anspruch. 

Rund 9000 syrische Landwirte erhielten Unterstützung bei 
der Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen Produktion und 
Zuschüsse für die Entwicklung von Unternehmen. 

Rund 125 000 libanesische und syrische Kinder erhalten Zugang 
zu Bildung.

IN JORDANIEN In der TÜRKEI (über die Fazilität für Flüchtlinge) 

650 000 syrische Flüchtlinge, die meisten von ihnen Frauen und 
Kinder, erhielten eine Unterstützung in den Bereichen Gesundheit, 
Nahrungsmittel und Grundversorgung, Vorbereitung auf den 
Winter, Unterkünfte, Wasserversorgung und Abwasserentsorgung, 
psychosoziale Unterstützung und Schutzprogramme. 

Rund 1,5 Millionen Menschen konnten über das Soziale 
Sicherheitsnetz für Notsituationen (Emergency Social Safety Net 
– ESSN) bei der Deckung ihrer Grundbedürfnisse unterstützt 
werden. 

Mehr als 400 000 Jordanier und Syrer und mehr als 12 000 
Haushalte werden bis Ende 2019 Zugang zu fließend 
Wasser und Trinkwasser sowie einen besseren Zugang zur 
Abfallentsorgung erhalten. 

635 000 syrische Flüchtlingskinder haben Zugang zu Bildung 
und es wurden 125 Schulgebäude in Massiv- und 50 in 
Fertigbauweise errichtet. 

Mehr als 163 000 syrische Kinder wurden in öffentlichen 
Schulen und Kindergärten angemeldet. 

Die Familien von über 470 000 Flüchtlingskindern erhielten über 
das Programm „Conditional Cash Transfer for Education“ (CCTE) 
eine finanzielle Unterstützung für ihre Bildung.

Die EU analysiert ständig strukturelle Probleme und neu entstehende Bedürfnisse in der Region. Aufgrund der anhaltenden Krise in 
Libyen hat die EU ihre Zusammenarbeit mit internationalen Partnern intensiviert, u. a. im Rahmen der Task-Force der Afrikanischen Union 
und der Vereinten Nationen, um die Maßnahmen in Libyen und entlang der Migrationsrouten zu beschleunigen und Schutz zu bieten und 
um die humanitäre freiwillige Rückkehr, Reintegration und Wiederansiedlung schutzbedürftiger Migranten zu verbessern. Parallel dazu 
geht die EU weiterhin auf die Bedürfnisse der libyschen Bevölkerung ein und ergreift Initiativen zur Förderung der sozioökonomischen 
Entwicklung der libyschen Gemeinden

EINE NEUE ÄRA DER BEZIEHUNGEN EU-AFRIKA

Im September 2018 schlug Präsident Juncker vor, die Wirtschafts- und Handelsbeziehungen der EU mit Afrika durch eine neue Allianz 
Afrika-Europa für nachhaltige Investitionen und Arbeitsplätze zu vertiefen. Ziel der Allianz ist es, die Partnerschaft der EU 
mit Afrika auf der Grundlage der beim Gipfeltreffen zwischen der Afrikanischen Union und der Europäischen Union vom November 
2017 in Abidjan eingegangenen Verpflichtungen weiter auszubauen. Hierzu will die Kommission Investitionen ankurbeln, mehr private 
Investitionen anregen, Bildung und Qualifikationsentwicklung mit Blick auf die Beschäftigungsfähigkeit unterstützen, den Handel fördern 
und das Geschäftsklima verbessern. Bereits jetzt ist die EU der größte Partner Afrikas, wenn es um Handel, ausländische Investitionen 
und Entwicklung geht. Die Allianz wird aus Mitteln des EU-Haushalts unterstützt, der Afrika als vorrangige Region hervorhebt.

Allianz Afrika-Europa: 4 Aktionsbereiche

Strategische Investitionen 
und Schaffung von 

Arbeitsplätzen

Investitionen in Bildung 
und arbeitsmarktgerechte 

Qualifikationen

Geschäftsumfeld und 
Investitionsklima

Wirtschaftsintegration und 
Handel



EINE FÜHRENDE ROLLE BEI DER GLOBALEN ZUSAMMENARBEIT, 
DER KRISENREAKTION UND DER KONFLIKTLÖSUNG

Die EU spielt eine wichtige Rolle in der Diplomatie, bei der Förderung der 
Menschenrechte, der Entwicklungszusammenarbeit, der humanitären Hilfe und 
der Zusammenarbeit mit multilateralen Organisationen. Auf diese Weise sind 
die Interessen der EU über ihre Delegationen in 140 Ländern auf der ganzen 
Welt vertreten.

Die EU ist nach wie vor der bei Weitem größte Geber öffentlicher 
Entwicklungshilfe. Mit 74,4 Mrd. EUR im Jahr 2018 mobilisierte die EU mehr 
Mittel als der Rest der Welt zusammen.

Die humanitäre Hilfe der EU erreichte 2018 die bedürftigsten 
Menschen in über 90 Ländern‚ darunter Syrien, Jemen, 

Venezuela, Myanmar und Bangladesch.

Die EU ist die größte Geberin von 
Entwicklungshilfe und humanitärer Hilfe

Die Umsetzung der europäischen Investitionsoffensive für Drittländer verläuft planmäßig. Dank der Sicherheitsleistungen und 
Zuschüsse mit Darlehen aus dem EU-Haushalt steht zu erwarten, dass die EU-Investitionsoffensive für Drittländer in Afrika und in den 
Nachbarländern der EU bis 2020 zusätzliche öffentliche und private Investitionen von bis zu 44 Mrd. EUR mobilisieren wird. Auf diese 
Weise werden derzeit bereits Investitionen in Höhe von 37,1 Mrd. EUR mobilisiert. Darüber hinaus verpflichtete sich die EU, jährlich 300 
bis 350 Mio. EUR bereitzustellen, um das Geschäftsumfeld und das Investitionsklima zu stärken. Die Europäische Kommission und 
die Delegationen der Union bieten technische Hilfe, um gemeinsam mit Finanzinstituten nachhaltige und finanziell tragfähige Projekte 
zu entwickeln und potenzielle Investoren anzuziehen.

Mit der Investitionsoffensive für Drittländer sollen mehr Anreize für Investitionen geschaffen werden, insbesondere von Unternehmen 
und privaten Investoren in Afrika und in den Nachbarländern der EU, um unsere Partnerschaften zu stärken und dazu beizutragen, die 
Ziele für nachhaltige Entwicklung zu erreichen und einige grundlegenden Ursachen der Migration zu beseitigen.

Afrika weist die jüngste Bevölkerung aller Weltregionen auf, und es ist äußerst wichtig, dass die Menschen Zugang zu Bildung erhalten. 
Mit dem Programm Erasmus+ wurde bereits der Austausch von mehr als 22 600 Studierenden und Mitarbeitern zwischen Europa und 
Afrika unterstützt.

Zur Unterstützung der Afrikanischen Freihandelszone (African Continental Free Trade Area) soll langfristig eine interkontinentale 
Freihandelszone zwischen der EU und Afrika eingerichtet werden. Zwischenzeitlich sind derzeit insgesamt 52 afrikanische Länder in 
ein Handelsabkommen, eine Wirtschaftspartnerschaft (WPA) oder eine Handelsregelung (alles außer Waffen und die beiden Allgemeinen 
Präferenzsysteme, d. h. das Standard-APS und das APS+) mit der EU einbezogen, wodurch sie privilegierten Zugang zum EU-Markt 
haben. Diese Länder zahlen weniger oder gar keine Zölle auf Ausfuhren in die EU. Dieser entscheidende Zugang zum EU-Markt trägt zum 
Wachstum in diesen Ländern bei.

Die EU hat auch in gezielte Partnerschaften mit der Afrikanischen Union und den Vereinten Nationen investiert. Dies hat 
nicht nur den Weg für eine verstärkte Zusammenarbeit geebnet, um die schwierige Lage von Flüchtlingen und Migranten in Libyen zu 
bewältigen, sondern auch den Frieden und die Sicherheit in der Region verbessert.

Um die Ursachen von irregulärer Migration zu bekämpfen, steuert der Nothilfe-Treuhandfonds der EU für Afrika (mit 4,2 Mrd. EUR) 
darüber hinaus im Rahmen von 193 Projekten zur Schließung von Qualifikationslücken bei, verbessert die Beschäftigungsfähigkeit durch 
berufliche Bildung und unterstützt die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Möglichkeiten für eine selbstständige Tätigkeit, wobei der 
Schwerpunkt auf einer Stärkung von Kleinstunternehmen sowie kleinen und mittleren Unternehmen liegt.

Quelle: OECD, April 2019
2018, EU = EU und ihre Mitgliedstaaten

Die wichtigsten Ergebnisse, die im Rahmen der derzeitigen Allianz Afrika-Europa erwartet werden

• Durch die Investitionen 
im Rahmen der 
Allianz werden in den 
nächsten fünf Jahren 
bis zu 10 Millionen 
Arbeitsplätze in Afrika 
entstehen.

• 24 Millionen Menschen 
werden durch die 
von uns mobilisierten 
Investitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur 
Zugang zu 
Allwetterstraßen erhalten

• 105 000 Studierende 
und Wissenschaftler 
werden bis 2027 im 
Rahmen von Erasmus+ 
gefördert werden

• 750 000 Menschen 
werden durch 
Berufsbildungs-
maßnahmen ihre 
Qualifikationen 
verbessern können

• 30 Millionen Menschen 
und Unternehmen werden 
Zugang zu Strom erhalten, 
dank der mobilisierten EU-
Investitionen in erneuerbare 
Energien und die Erhöhung der 
Erzeugungskapazität um 5 GW

Weltweit größter Geber öffentlicher Entwicklungshilfe

57% 
74 Milliarden

22% 
29 Milliarden

9% 
12 Milliarden
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4 Milliarden

8 Milliarden

3% 3% 3%

sonstige



Die EU und ihre Mitgliedstaaten zusammen haben nach den USA das zweitgrößte Verteidigungsbudget weltweit. Mit der Einführung 
der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit im Jahr 2018 haben sich 25 Mitgliedstaaten verpflichtet, zusammenzuarbeiten und 
gemeinsam Projekte zu entwickeln.

Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten arbeiten daran, das Potenzial der bestehenden Verträge auszuschöpfen, um die 
Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit auszuweiten und gleichzeitig die Kultur der Konsensbildung innerhalb der EU zu 
wahren und es der EU zu ermöglichen, im Außenbereich rasch und konsequent tätig zu werden, ganz gleich, ob es um die Verhängung 
von Sanktionen, den Dialog über die Achtung der Menschenrechte oder die Entscheidungen über zivile Missionen geht.

Als in der Entwicklungspolitik weltweit führender Akteur hat die EU wesentlich zur Annahme der Agenda 2030 der Vereinten Nationen 
für nachhaltige Entwicklung beigetragen und sich verpflichtet, bei ihrer Umsetzung in allen Bereichen eine Führungsrolle zu 
übernehmen. So hat die EU beispielsweise zehn Millionen Menschen bei der Verbesserung ihrer Ernährungssicherheit, der Bereitstellung 
hochwertiger Bildung, der Verbesserung der Gesundheit der Menschen und der Förderung von Frieden und Stabilität unterstützt.

Die EU kommt auch eine führende Rolle bei internationalen Katastrophenschutzmaßnahmen zu‚ da sie an der Koordinierung der 
Versorgung mit wesentlichen Versorgungsgütern im Anschluss an verschiedene Naturkatastrophen oder andere Krisen in der ganzen 
Welt beteiligt ist. Im Jahr 2018 hat das Katastrophenschutzverfahren der EU wesentlich zur Kanalisierung lebensrettender Hilfe im Fall 
von Krisen beigetragen; dazu gehörten der Ausbruch des Ebola-Virus in der Demokratischen Republik Kongo, Wirbelstürme in der Karibik 
sowie die Waldbrände, von denen Europa und die Nachbarregionen betroffen waren.

Die EU ist ein globaler Sicherheitsgarant. Sie ist entschlossen, zur Lösung verschiedener Konflikte auf der ganzen Welt beizutragen. 
Derzeit gibt es 16 militärische und zivile Missionen mit über 5000 Mitarbeitern, insbesondere in Afrika, aber auch im Nahen Osten, in 
Osteuropa und im westlichen Balkan. Die EU arbeitet in den Bereichen Friedenssicherung, Konfliktverhütung, Stärkung der internationalen 
Sicherheit, Unterstützung der Rechtsstaatlichkeit und Verhütung von Menschenhandel und Piraterie.

EUROPÄISCHE UNION
GSVP-MISSIONEN UND OPERATIONEN 2019

EUROPOL COPPS
Palästinensische 

Autonomiegebiete
Seit 2006

EUFOR ALTHEA
Bosnien und Herzegowina

Seit 2004

EULEX
Kosovo

Seit 2008

EUBAM
Republik Moldau und Ukraine
Seit 2005

EUAM
Ukraine
Seit 2014

EUMM
Georgien
Seit 2008

EUBAM RAFAH
Palästinensische 
Autonomiegebiete
Seit 2005

EUBAM
Libyen
Seit 2013

EUAM
Irak
Seit 2017

EU NAVFOR
Atalanta
Seit 2008

EUTM Somalia
Seit 2010

EUCAP
Somalia
Seit 2012

EU NAVFOR
MED

Seit 2015

EUCAP SAHEL
Mali

Seit 2014

EUCAP SAHEL
Niger

Seit 2012

EUTM RCA
Zentralafrikanische Republik

Seit 2016

EUTM
Mali

Seit 2013

Militärische Missionen/Operationen

Zivile Missionen

6 laufende militärische Missionen/
Operationen

10 laufende zivile Missionen

Derzeit rund 5000 Personen im Einsatz

Ziele:
Friedenssicherung, Konfliktverhütung, 
Stärkung der internationalen Sicherheit, 
Förderung der Rechtsstaatlichkeit, 
Bekämpfung von Menschenhandel und 
Piraterie



EIN ECHTER GLOBALER AKTEUR, DER DURCH GEMEINSAME INTERNATIONALE WERTE GEPRÄGT IST

Unsere Außenpolitik und unsere diplomatischen Beziehungen werden durch gemeinsame internationale Werte geprägt: Menschenrechte, 
Grundfreiheiten, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Diese Beziehungen erstrecken sich auf zahlreiche grundlegende Themen und 
decken die meisten Regionen und Länder der Welt ab.

Die EU fördert internationale Nichtverbreitungs- und Abrüstungsübereinkünfte und unterstützt die Abrüstungsgespräche. Im Falle der 
Demokratischen Volksrepublik Korea (DVRK) hat die EU restriktive Maßnahmen eingeführt, wobei die Kanäle des Dialogs mit allen 
Parteien offen gehalten werden.

Die Europäische Union spielte eine wesentliche Rolle bei der Vermittlung und der Erhaltung des Nuklearabkommens mit dem Iran 
(dem Gemeinsamen Umfassenden Aktionsplan), der Iran weiterhin daran hindert, eine Atomwaffe zu entwickeln.

Im Jahr 2018 legte die EU ihre Vision für eine neue und umfassende Strategie zur Förderung der Konnektivität zwischen Europa 
und Asien dar. Diese Strategie wird dazu beitragen, effiziente grenzübergreifende Verbindungen sowie Verkehrs-, Energie-, Digital- und 
Humannetzwerke aufzubauen.

Die Europäische Union schloss mit Japan ein Wirtschaftspartnerschaftsabkommen, das größte jemals von der EU ausgehandelte 
Handelsabkommen und das erste Handelsabkommen, das ein Bekenntnis zum Pariser Klimaschutzübereinkommen beinhaltet. Außerdem 
schloss die EU mit Japan ein Abkommen, mit dem der weltweit größte Raum für freien Datenverkehr mit hohem Schutzstandard 
geschaffen wurde.

Die EU verfolgt mit China ein realistisches, durchsetzungsfähiges und vielseitiges Konzept, um faire, ausgewogene und für beide 
Seiten vorteilhafte Beziehungen zu gewährleisten. Die EU arbeitet auf ausgewogenere wirtschaftliche Beziehungen mit China hin 
und strebt gleichzeitig ein stärkeres Engagement in globalen und multilateralen Angelegenheiten, einschließlich der Reform der 
Welthandelsorganisation, an.

Für die EU ist Kanada ein globaler, gleich gesinnter Partner, wobei die bilateralen Beziehungen durch das Abkommen über eine 
strategische Partnerschaft (SPA) und das umfassende Wirtschafts- und Handelsabkommen (CETA) an Bedeutung gewonnen haben.

Die EU führt derzeit Verhandlungen über das neue Abkommen (das Nachfolgeabkommen zum Cotonou-Abkommen), das die Beziehungen 
zu 79 Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (AKP) regeln wird.

Die Europäische Union (EU) und die Länder Lateinamerikas und der Karibik (LAK) haben ein im weltweiten Vergleich besonders 
hohes Maß an politischer und wirtschaftlicher Integration in ihren Beziehungen erreicht und insgesamt 27 Assoziierungs-, Handels-, 
Kooperations- oder sonstige politische Abkommen geschlossen.

Die Partnerschaft zwischen der EU und den USA ist seit mehr als sechs Jahrzehnten auf einer soliden Grundlage gemeinsamer Geschichte 
von Erfolg gekennzeichnet. Wir bleiben natürliche Partner und Freunde und arbeiten in einer Vielzahl von Fragen, vom Handel über 
die Außenpolitik bis hin zu Sicherheits- und Verteidigungsfragen, weiterhin sehr eng mit den Vereinigten Staaten zusammen. Die 
transatlantische Partnerschaft muss der Anker einer globalen Stabilität und die Treibkraft für unseren gemeinsamen Wohlstand bleiben.
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